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Vorwort

Welche Handlungsmöglichkeiten stehen den Gewerkschaften im Betrieb zu? Der Ge-
setzgeber gibt nur für den Bereich der Betriebsverfassung eine Antwort. Soweit es um
„autonome“, selbstbestimmte Interessenvertretung wie die Vorbereitung einer Tarif-
runde oder die Werbung neuer Mitglieder geht, ist Grundlage allein das Richterrecht,
das vom Bundesarbeitsgericht und vom Bundesverfassungsgericht entwickelt wurde.

In den vergangenen Jahren haben sich einige nicht unwichtige Änderungen ergeben.
In einer Reihe von Betrieben existieren mehrere Gewerkschaften, deren Verhältnis zu-
einander nicht immer unproblematisch ist. Selbst die „Fernsteuerung“ einer Organi-
sation durch eine Konzernspitze lässt sich nicht von vornherein ausschließen. Auch
der Ort „Betrieb“ hat sich in vielfältiger Weise verändert. Am deutlichsten wird dies
am „shop in the shop“, wo das gewerkschaftliche Zugangsrecht auf erhebliche prak-
tische Schwierigkeiten stoßen kann. Immer häufiger findet Arbeit auch außerhalb des
eigentlichen Betriebs, zu Hause, beim Kunden oder auf Reisen statt. Was bedeutet
dies für die Kontaktaufnahme durch eine Gewerkschaft? Und weiter: Ist es für die
„Gewerkschaftsrechte im Betrieb“ von Bedeutung, wenn eine Reihe von Beschäftig-
ten einen Arbeitsvertrag mit einem anderen Arbeitgeber hat?

Nach Art eines Kommentars bemüht sich das vorliegende Buch um Vollständigkeit.
In welchem Zusammenhang auch immer die Gewerkschaft auf den Plan tritt – ob im
Rahmen der Zusammenarbeit mit dem Betriebsrat, bei der Sammlung von Unter-
schriften oder der Vorbereitung eines Arbeitskampfes – der dabei zu beachtende
rechtliche Rahmen ist so vollständig wie möglich aufgearbeitet. Einbezogen ist auch
die elektronische Kommunikation. Das Recht der Gewerkschaften, Beschäftigte unter
ihrer dienstlichen E-Mail-Adresse zu kontaktieren, ist vom BAG bestätigt worden.
Lässt sich darüber hinaus das „Schwarze Brett“ durch einen eigenen Auftritt im In-
tranet ersetzen?

Ihrer äußeren Aufmachung nach sollen die „Gewerkschaftsrechte“ in der Praxis
möglichst leicht zu handhaben sein. Leitbegriffe sind durch Fettdruck hervorgehoben,
Entscheidungen mit Aktenzeichen zitiert, so dass sie sich unschwer im Internet wie-
derfinden lassen. Das detaillierte Stichwortverzeichnis soll die Benutzung zusätzlich
erleichtern. Die Gliederung kann sich nicht an Paragrafen orientieren, weil es kein
„Gewerkschaftsgesetz“ gibt. Stattdessen bilden jeweils einzelne Sachkomplexe wie
„Zusammenarbeit mit dem Betriebsrat“, „Zugangsrecht“, „Zulässiger Inhalt von In-
formation und Werbung“ ein besonderes Kapitel. In Zweifelsfällen hilft ein Blick ins
Inhalts- und ins Stichwortverzeichnis.

Die 12. Auflage gibt Rechtsprechung und Literatur auf dem Stand von Juli 2016 wie-
der. Kritik und Ergänzungsvorschläge sind jederzeit unter daeubler@uni-bremen.de
willkommen.

 

Bremen, August 2016 Wolfgang Däubler
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